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Abschrift 
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Nr, 101 


Ubereinstimmende Erklärung der Deutschen und der Polnischen Kegie_ 


rung über den Schutz der beiderseitigen Minderheiten, veröffent. 
licht am 5. November 1937 


Die Deutsche Regierung und die Polnische Regierung haben Anlass 
genommen, die Lage der deutschen Minderheit in Polen und der pol. 
nischen Minderheit in Deutschland zum Gegenstand einer freund. 
schaftlichen Aussprache zu machen, Sie sinä übereinstimmend der 
Überzeugung, dass die Behandlung dieser Minierheiteh für die 
weitere Entwicklung der freundnachbarlichen Beziehungen zwischen 
Deutschland und Polen von grosser seta and dass in jedem 

der beiden Länder das Wohlergehen der Minierheit um so sicherer 
gewährleistet werden kann, wenn die Gewissheit besteht, dass in 
dem anderen Tani nach den gleichen Grunisätzen verfahren wird. 

Zu ihrer Gemgtuung haben die beiden Regierungen deshalb feststel- 
len können, dass jeder der beiden Staaten im Rahmen seiner Souve. 
ränität für die Behanilung der genannten Minderheiten nachstehenie 


Grundsätze als massgebend ansieht 3 


1. Die gegenseitige Achtung deutschen und polnischen Volks. 
‚ tums verbieteä von selbst jeden Versuch, die Minderheit 

zwangsweise zu assimilieren, jede Zugehörigkeit zur Min. 
derheit in Frage zu stellen oder das Bekenntnis der Zuge. 


hörigkeit zur Minderheit zu behindern, Insbesondere wird 
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auf die jugenilichen Angehörigen der Minierheit keinerlei 


M 


Druck auszeübt werden, um sie ihrer Zugehörigkeit zur 
Minderheit zu entfremien, 

Die Angehörigen der Minderheit haben das Recht auf freien 
Gebrauch ihrer Sprache in Wort und Schrift sowohl in 
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ihren persönlichen uni wirtschaftiichen Beziehungen wie 


in der Presse und in öffentlichen Versammlungen, 
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Den Angehörigen der Minderheit werden aus der Pflege ihrer 
Mittersprache uni der Bräuche ihres Volkstums sowohl im 
öffentlichen wie im privaten Leben keine Nachteile er. 


wachsen. 


Das Recht der Angehörigen der Minderheit, sich zu Vereini. 
gungen, auch zu solchen kulturellen und wirtschaftlicher 
Art,zusammenzuschliessen, wird gewährleistet, 


Die Minderheit darf Schulen in ihrer Muttersprache erhal... 
ten und errichten, 

Auf kirchlichem Gebiet wird den Angehörigen der Minderheit 
die Pflege ihre religiösen Lebens in ihrer Mittersprache 
und die kirchliche Organisi erung gewährt, In die bestehen. 
den Beziehungen auf dem Gebiet des Bekenntnisses und der 
caritativen Betätigung wird nicht eingegriffen werden. 

Die Angehörigen der Minderheit dürfen wegen ihrer Zugehörig 
keit zur Minderheit in der "ahl oder bei der Ausübung eines 
Berufes oder einen wirtschaftlichen Tätigkeit nicht be. 
hindert oder benachteiligt werden, Sie geniessen auf 
wirtschaftlichem Gebiet die gleichen Rechte wie die Ange. 
hörigen des Staatsvolkes, insbesondere hinsichtlich des 
Besitzes oder Erwerbs won Grundstücken, 


Die vorstehenden Grundsätze sollen in keiner eise die Pflicht 
der Angehörigen der Minderheit zur uneingeschränkten Loyalitit 
gegenüber dem Staat, dem sie angehören, berühren, Sie sind in 
dem Bestreben festgesetzt worden, d/er Minderheit gerechte Da. 
seinsverhältnisse uni ein harmonisches Zusammenleben mit dem 
Staatsvolk zu gewährleisten, was zur fortschrei tenden Festi. 
gung des freuninachbarlichen Verhiltnis zwischen Deutschland 
um Polen beitragen wird. 
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